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Betrifft: anstehendes Berufungsverfahren l.S

Aussta ndsbegeh ren gegen das Zürcher Obergericht we-
gen i nstitut ionetler Befangenheit und Sistierungs- bzw.

Zusam mentegu ngsa nträge

G8220t09-L / Zt

Sehr geehrte Damen und Herren

ln rubrizierter Angelegenheit fand am 11. Januar 2023 vor dem Bezirks-
gericht Zürich dle Verhandlung gegen meinen Klienten, Herrn

statt. Das Bezirksgericht befand Herrn für schutdig (vgt. Dispo-
sltiv in der Beitage). Dagegen wurde vorsorglich bereits mit Schreiben

vom 7. Dezember 2022 unwlderruftich Berufung angemeldet (vgt. Beita-

ge). Ebenfatts wurde am 11. Januar 2023 im Anschtuss an dte münd[che
U rteilsbegründung die Berufung angemeldet. Und schliesslich wird mit
heutigem Schreiben auf dem Postweg ebenfalts nochmats Berufung an-
gemeldet (vgt. Beitage).

Ausserdem wurde anlässtich der mündlichen Berufungsanmeldu ng zu

Handen des Protokotls die Überweisung des ebenfatts mit Schreiben
vom 7. Dezember 2022 vorsorgllch gestel[ten Aussta ndsbegehrens we-
gen instltutionet[er Befangenhelt des Obergerichts an dteses beantragt.
Nur für den Fatt, dass eine Übenveisung seitens der Vorinstanz nicht er-
fotgt ist, sei dles hier mlt vor[egendem Schreiben nachgehott.
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1. Zur Begründung des Ausstands wegen institutioneller Befangenheit des
Obergerichts des Kantons Zürich wird zunächst vollumfänglich auf das bei-
liegende Schreiben vom 7. Dezember 2022 verwiesen. In Ergänzung der
dort ausgeführten Argumente, warum der gegen Bezirksrichter Harris ge-
fällte Ausstandsentscheid offenkundig rein politischer Natur gewesen – und
damit stellvertretend und mutmasslich in Absprache mit dem gesamten
Zürcher Obergericht erfolgt – sein muss, wodurch das Zürcher Obergericht
Letztposition bezogen und ein für alle Mal klargestellt hat, dass es in Verlet-
zung seiner Pflicht, als Justiz den Bürger vor – geradezu kriminellen – Ein-
griffen des Staates zu schützen, Menschen stets verurteilen wird, die von
den dafür zuständigen Behörden gestützt auf Art. 1 und 2 EMRK in Aus-
übung ihrer Rechte gemäss Art. 10 und 11 EMRK ihr Recht auf Überleben
einfordern, sei nachstehend Folgendes ausgeführt:

2. Das Grundschema allen Rechts, das mit jeder Rechtsentscheidung, mithin
also auch mit jedem Urteil als Recht reproduziert wird, der ursprüngliche
Anspruch, den das Recht auch an sich selbst stellt, ist im Gleichheitssatz,
wonach Gleiches nach Massgabe seiner Gleichheit gleich und Unglei-
ches nach Massgabe seiner Ungleichheit ungleich zu behandeln ist, ver-
ankert. Recht, das nicht mit dem Anspruch auftritt, diesem Grundanspruch
zu genügen, ist nicht Recht, sondern Willkür und damit offenkundiges Un-
recht (vgl. NIKLAS LUHMANN, Das Recht der Gesellschaft, 2. Aufl., Frankfurt a.
M. 1997, S. 223 im Besonderen sowie Kapitel 5 Abschnitt I und II passim, S.
214 ff. und 218 ff.). Mit anderen Worten ist ein Urteil, das mit dem Anspruch
auftritt, inskünftig gleich gelagerte Fälle nicht gleich, sondern völlig anders
zu entscheiden, offenkundigerweise absolut willkürlich. Der Anspruch und
die Zwecksetzung des Rechts besteht gerade im Gegenteil: in der Schaffung
von Rechtssicherheit. Willkürliche Unberechenbarkeit ist geradezu der Erz-
feind jeden Rechts.

3. Vor diesem Hintergrund zeigt sich, dass Bezirksrichter Roger Harris mit sei-
ner Äusserung, inskünftig gleichgelagerte Fälle gleich zu entscheiden, nichts
anderes expliziert hat, als es ohnehin der Natur des Rechts inhärent ist. Jede
Rechtsentscheidung und jedes Gerichtsurteil verkünden als Recht implizit –
gewissermassen als ungeschriebene Abschlussformel jedes Urteilsdisposi-
tivs – stets mit, dass ähnlich oder gleichgelagerte Fälle inskünftig entspre-
chend dem eben gefällten Urteil entschieden werden.

4. Dass das Obergericht, dem ja alles ausgewiesene Jurist:innen angehören,
diese elementare Grundregel des Rechts nicht verstanden hat, erscheint als
geradezu ausgeschlossen. Infolgedessen kann im gefällten Ausstandsent-
scheid gegen Roger Harris nur ein klares politisches Statement erblickt wer-
den, dass nämlich, wer in den vorliegenden Klimafällen freispricht, an die
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Kandare genommen wird, wetl dies nicht der klaren Direktive des Zürcher
Obergerichts entspricht, dass nämtich in solchen Fä[[en nur Schuldsprüche
resultieren können. Mit anderen Worten übt das Zürcher Obergericht unzu-
lässigen politischen Druck auf die untere lnstanz aus, nicht mehr Recht zu

sprechen, sondern sie auf eine po[tische Llnie einzuschwören.

Mlt anderen Worten kann man den Herrn vorgeworfenen Straftat-

bestand der Nötigung vor dem Hintergrund des eben Geschitderten in Be-

zug auf das Zürcher Obergericht ats durchaus prüfenswert erachten, zumal
mit einigem Recht argumentiert werden könnte, dass das Versetzen von Be-

zirksrichter Roger Harris in den Ausstand aus offenkundig unzu[ässlgen

Gründen die Tatbestandsvariante der anderen Beschränkung seiner Hand-

lungsfreiheit erfü [[t, wodurch Bezirksrichter Harris genötigt wird, keine wei-
teren Ktimafä[te mehr zu beurteiten.

Aus a[[ dlesen Gründen hat das Zürcher Obergericht in toto zufolge instltutionetler
Befangenheit in den Ausstand zu treten und es werden fotgende Anträge gestettt:

1. Das Zürcher Obergericht habe zufolge institutioneller Befangen-
heit - insbesondere Obergerichtsvizep räsident Andreas Ftury, die
Oberrichterinnen Andrea Meier und Catherine Gerwig sowie Ge-
richtsschreiberi n Danla Tagmann - in den Ausstand zu treten.

2. lnfotgedessen sel das Berufu ngsverfa hren i.S. ,ffiffiF-tf, an
das Appellationsgericht des Kantons Basel-Stadt oder an das Be-

rufungsgericht eines anderen Kantons abzutreten.

lm Übrigen beantrage ich lhnen, was folgt:

3. Es sei das vorllegende Berufungsverfahren GB 220L09-L /ZL mit
sämtlichen weiteren Verfahren zusammenzulegen, welche wegen
der K lima protesta ktion vom 4. Oktober 202L an der Uraniastrasse
in Zürich geführt werden. Eventuatiter sei das vorliegende Verfah-
ren m it sämtlichen weiteren, vom Obergericht Zü rich bista ng
noch nicht entschiedenen Verfahren zusam menzulegen, welche
wegen der K timap rotesta ktion vom 4. Oktober 2O2L an der Ura-
niastrasse in Zürich geführt werden.

4. Gestützt darauf seien sämtliche Berufungsverfahren zu sistleren,
bis Rechtshä n g ig keit des vorliegenden, gegen Herrn ge-
führten Verfahrens sowte atler übrigen Verfahren betreffend die
Klimaprotestaktion vom 4. Oktober 2O2l an der Uraniastrasse in
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Zürich beim Obergericht eintritt. Hernach seien die Verfahren zu-
sammenzulegen und die Sistierung aufzuheben zwecks gemein-
samer Verfolgung und Beurteilung gemäss Art. 29 StPO.

Zur Begründung der Anträge Ziff. 3 f.

6. Art. 29 und Art. 30 StPO sind Ausdruck des Grundsatzes der Verfahrensfair-
ness gemäss Art. 29 BV und Art. 6 EMRK. Art. 29 f. StPO dienen namentlich
1) der Wahrung des rechtlichen Gehörsanspruchs, 2) der Garantie einer
wirksamen Verteidigung, 3) dem Anspruch auf rechtsgleiche Behandlung,
4) der Gewährleistung der Unschuldsvermutung, 5) dem Grundsatz der Ver-
fahrensfairness und 6) der Garantie des unabhängigen Richters. Eine Miss-
achtung der beiden genannten Bestimmungen hätte demnach zur Konse-
quenz, dass konnexe Verfahren abgetrennt würden und damit as a whole
als unfair zu qualifizieren wären (BGE 138 IV 29; 1B_230/2019 vom 8. Okto-
ber 2019).

7. Dass in casu eine Zusammenlegung geboten ist, begründet das Zürcher
Obergericht in seinem Ausstandsentscheid gegen Bezirksrichter Hauser
gleich selbst. Der Ausstand wird damit begründet, dass Bezirksrichter Roger
Harris einen Freispruch gefällt habe (E. 4.4) und ihm noch andere Fälle mit
dem „mehr oder weniger identischen Tatvorwurf“ (E. 3.1) zugewiesen wor-
den seien, die er gleich zu beurteilen gedenke. Folgt man der Argumentati-
on des Obergerichts Zürich, so hätten die Fälle nie getrennt geführt werden
dürfen, sondern hätten – wie in Art. 29 StPO vorgesehen – gemeinsam ver-
folgt und beurteilt werden müssen.

8. Im Übrigen überzeugt der Einwand, wonach die Durchführung im Strafbe-
fehlsverfahren einen sachlichen Grund für eine getrennte Verfahrensführung
darstelle, nicht. Im Kanton Basel-Stadt fand eine ähnlich gelagerte Klima-
protestaktion am 8. Juli 2019 vor dem Hauptsitz der UBS statt. Alle rund 60
Verfahren wurden im Strafbefehlsverfahren durchgeführt und zeitlich ver-
setzt beurteilt. Das Basler Strafgericht gab den Zusammenlegungsanträgen
indessen statt, sistierte sämtliche, eintreffenden Einspracheverfahren, er-
kundigte sich bei der Staatsanwaltschaft über die noch hängigen Strafbe-
fehlsverfahren, und legte schliesslich alle Einspracheverfahren, nachdem die
letzte Einsprache erfolgt war, zusammen und führte eine erste Prozessserie
von Musterprozessen durch, in welchen Staatsanwaltschaft und Verteidi-
gungen ihre Argumente vor Gericht austauschten, und das Strafgericht an-
schliessend das Urteil fällte. Das gefällte Urteil erwuchs in Rechtskraft und
wurde hernach auf alle Einspracheverfahren ausgedehnt.

9. Dem Zürcher Bezirksgericht wäre es ohne weiteres möglich gewesen, in
gleicher Weise zu verfahren. Diese Gelegenheit hatte es – mit dem Segen
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des Zürcher Obergerichts – verpasst. Die Säumnisse und Fehler können nun
nur noch sehr umständlich in voller Gänze geheilt werden. Nichtsdestotrotz
ist es möglich. Mit Blick auf den gestellten Eventualantrag ist zu konstatie-
ren, dass hier eine Heilung der Säumnisse und Fehler der Vorinstanz ohne
weiteres möglich ist. Sämtliche, am Obergericht hängige Verfahren betref-
fend die Klimaaktion vom 4. Oktober 2021 an der Uraniastrasse in Zürich
können bis zur Anhängigmachung des letzten Falles vor Berufungsinstanz
sistiert werden.

Mit der Bitte um Gutheissung der gestellten Anträge sowie bestem Dank für Ihre
Bemühungen verbleibe ich einstweilen

Hochachtungsvoll

Dr. Andreas Noll, Advokat
Fachanwalt SAV Strafrecht

Beilagen: - Anwaltsvollmacht vom 23. September 2022
- Dispositiv des Urteils des Bezirksgerichts Zürich vom 11. Januar

2023
- Eingabe vom 7. Dezember 2022
- Berufungsanmeldung vom 13. Januar 2023


